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I und Sarra 
Bleibt cs beim Stopp der 

Hintergründe zum Urteil 

kUr 15000 private Arileger, rund 200 
koiids und Firmen sowie für die sechs laii 
deceige1ic.r~ Berliner Wohnuiigsbdugbselb 
schafteri g ~ h t  es iri der Ito~iiineiideii Wo 
che um 2,4 Milliarden buro: Subventio. 
1 ~ 1 1  in dieser iiidlic riiuss das Land in den 
1 1 . i ~  h t t .  C I  1~ ) ~h t $ r i  I N ~ ~ , ~ I ~ C I I ,  W ~ W L  (Y iui 

c ~ t  u i ~ i  ~ I L ~ V )  j ;~~ia~mte  Ai~s~hluvJijl ~ i c *  
rung in1 sozialen Wohnungsbau vor dem 
Bundesverwaltungsgericht in Leip~ig un- 
terliegt. Bleibt es beim Stopp der Subven- 
tionen, köni~tcn Hauseigentümer infiiian- 
~ielle IiedrLigilis ger,lten. Vor drm Ver- 
fahren in I xipzighatten d;is Verwaltungs- 
gericht in Berlin zugunsten der Geförder- 
ten, das Oberverwaltungsgericht dage- 
gen zugunsten des Ccnats entschieden. 
Das letztinstanzliche Urteil soll am 11. 
Mai verkündet werden. 

Während die Betroffenen noch auf das 
Urteil warten, hat der Berliner Finanzse- 
nator gehandelt: Die landeseigene Investi- 
tionsbank Berlin lehnt alle eingehenden 
Anträge auf Anschlussförderung ab. Be- 
troffen davon war zum Beispiel eine Im- 
mobilie der landeseigenen Wohnungsbau- 
gesellschaft Degewo in der Passauer 
Strage, nahe Kurfürstendamm. Die gute 

Lagta erlaubt den Eigentümern c,ijyiitlidi 
eine kräftige Anhebung der Mieicii. I)ocli 
die Ikgtxwo verzichtet drei Jalire lang f i t - l -  

willig darauf. Deshalb sagt der Chef des 
Berliner Mieterverelns: ,,Für Mieter hdtc 
der Stopp der Fisrderungen bisher weriig 
Folgen." In einem zweiten Fall, ein Wohn- 
haus am Tegeler Hafen, habe es auch 
keine Mieterhöhungen gegeben: „Die Mie- 
ten sind ausgerei~t, und der Eigentümer 
müsste mit dem Auszug aller Bewohiier 
rechiien", sagt Vetter. 

P);ISS es bisher zu keinen drainatisclieli 
Mieterlibhuiigeri kam, ist also dein relativ 
eriispanritenMarkt zu verdanken. L)as An- 
gebot an Woh~lungtx ist gr0iier als die 
Nachfrage. WerzuvielMiel evellaiig~, ris- 
kiert Ecerstand. Dabei sind happige Miet- 
erhöhuiipen theoretisch rrioglich, w e m  
die Aiischlussfiirderung verwehrt wird. 
Liem dann talleir dre Häiisz~ g;irrl  AU^ dei 
Mic.tl)i c~x~,biiitlurig Iwr:iwr. l k r  Vitr. irriclil.i 
d x f  dii, Iiostr.ii fiir d ~ e  Errichtuiig dtbr Ob- 
jekte in voller Höhe auf die Mieter umle- 
gen. Die sonst gültigenVergleichsmieten, 
die in der Umgebung gezahlt werden, und 
der Mietspiegel gelten dann nicht. 

Die Baukosten für die 15 J a l m  oder jüu- 
gtwn Sozialbauten betragen oft 15 Euro 
je Quadratmcter und Monat. Davon zah- 
len Mieter allenfalls die Hälfte. Den Rest 
steuerte vor den1 Stopp das Land hiiim. 
Doch wegen der Haushalts~iotldgc 
stoppte Firianzsr~iator Thilo Sarra~in die 
Subventionen. Deshalb lehnte die landes- 
eigene Invectitionsbank Berlin den An- 
trag auf Anschlussförderung für eine 
Wohnurigsanlagc in Neukölln ab. Der Ei- 
gentümer klagte, darum geht es vor Ge- 
richt. Der Ausgang dieses Musterverfah- 
rens entscheidet über alle ähnlichen Fälle. 

In Leipzig begründeten die Kläger ihre 
Position so: Bereits bei der Bewilligung 

MIETAUSGLEICH IN HARTEFÄLLEN 
Wer in einer Sozialwohnung lebt und ein 
geringes Einkommen bezieht, erhalt bei 
einer Mieterhohung ab 21 Cent pro Qua- 
dratmeter und Monat wegen des Forder- 
stopps maximal acht Jahre lang einen 
Ausgleich. Bezahlt wird der Zuschuss 
von der Investitionsbank Berlin (IBB), 
Telefon: 21252660. Zuschusse be- 
kommen Mieter, deren Einkommen zum 
Bezug einer Sozialwohnung berechtigt 
(Einpersonenhaushalt: 12000 Euro). 
Liegt das Einkommen bis zu 50 Prozent 
daruber, ist der Ausgleich geringer. Im 
besten Fall betragt dieser 90 Prozent 
der Preisdifferenz zur fruheren Miete. 

Steigt die Miete wegen des Forder- 
stopps um uber 5% Cent, zahlt die 1BB 
Umzugshilfen: 1500 Euro fur Einperco- 
nenhaushalte, 500 Euro extra fur jede 
weitere Person, hochstens 3500 Euro. 

NACHZULESEN IM INTERNET 
www.berliner-mietewerein.de oder 
www.ibb.de ball 

der Förderungirn Jahr 198 7 seiauf die An- 
schlussforderung verwiesen und die 
ganze I.iiianzieruiig auf 30 Jahre angelegt 
worden. Die Prozessgegner, Vertreter 
der IBB, begründeten den Förderstopp 
mit der dramatisch verschärften Notlage 
des Berliner Haushaltsunddementspann- 
ten Wohnungsmaulit. 

Weil Mieterhöhmgen selten möglich 
sind, schlägt der Förderstopp bei Hausei- 
gentümernhart ins Kontor. In dieser Wo-  

Milliardenpoker. Berlins Finanzsenator 
Thilo Sarrazin verteidigt in Leipzig den 
Wehpfall der Anschlussförderung. W O :  Cnro 

che musste der Senat über Hilfen für den 
,,Arbeiter-Samariter-Bund" beraten. Der 
freie Träger geriet in Finanznot, weil er 
selbst Soziale Wohnungsbauten besitzt 
und bei diesen Objekten die Subventio- 
nen gestoppt wurden. Zu einer regelrech- 
ten Pleitewelle könnte es kommen, falls 
der Stopp höchstrichterlich bestätigt 
wird. Das befürchtet eine Initiative betrof- 
fener Anleger, unterstützt von Politikern 
und Verbänden privater und öffentlicher 

Wohnungsbaugesellschaften. Sprecher 
Rechtsanwalt Matthlas Druba sagt: „Die 
Banken halten bisher nur deshalb still, 
weil sie dieses Urteil abwarten.'' 

Die Kosten der Insolvenzen für das 
Land werden Druba zufolge höher ausfal- 
len als bisher angenommen. Denn der 
Bund habe angekündigt, dass er wegen 
des vorzeitigen Endes der Subventionen 
nicht in seine ,,Rückbürgschaften" eintre- 
ten wird. Die Folge: Finanzcenator Sarra- 
zin drohen zusätzliche Waushaltsrisiken 
in Höhe von 450 Millionen Euro. 

Hintergrund: Bund und Berlin hatten zea- 
sammen beim Start der Förderpro- 
gramme bei den finanzierenden Banken 
für die Kredite der Bauherren gebürgt. Zrn 
Notfall, bei Pleiten von Firmen oder 
Fonds, müssen Bund und Berlin fur Schuf- 
den in Höhe von 900 Millionen Euro auf- 
kommen. Begründung des Bundes fiir die 
Absage der Bürscliaft: U~&I nehme mit 
dem plötzlichen Förderstopp die drohen- 
den Pleiten billigend In Kauf. heii5t es in 
zwei Schreiben der Bundesbau- und Bun- 
desfmanzministerien. 

„Diese Position irberrascht nicht"', sagt 
Ludwig Burkardt, Vorstaid cEes Verban- 
des Berlin-Brandenburgischer Woh- 
nungsunternehmen. Der Bund halte sich 
an den Grundsatz: „Wer den Bürgschafrs- 
fallselbst vorsätzlichherbeiführt, wie Ben- 
lin in diesem Fall, kann den Bürgen nicht 
in Anspruch nehmen", so Burlrardi. Dem 
BBU-Chef zufolge könnte dies sogar den 
Ausgang des Gerichtsverfaltrens beein- 
flussen. Denn Sarrazin hatte den Förder- 
stopp damit begründet, dass Berlnn dank 
der Bundesrückbürgschaft auch bei vie- 
len Insolvenzen geringere Kosten als bei 
einer Förderung von weiteren 15 Jahren 
drohen. Ohne Bundesbürgschafien sei 
dies aber nicht mehr der Fall. 


